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Erhöhtes Beförderungsentgelt (EBE)

In Deutschland ist im Regelfall beim 
so genannten »Schwarzfahren« an das 
Verkehrsunternehmen ein Betrag in 
Höhe von bis zu 40,– Euro zu entrich-
ten.  Damit ist Deutschland im europäi-
schen Vergleich fast das Schlusslicht.

Durch das Fahren ohne gültigen 
 Fahrausweis gehen den deutschen 
Nahverkehrsunternehmen pro Jahr 
250 Millionen Euro verloren. Hinzu 
kommen jährlich Kosten in Höhe von 
ca. 00 Millionen Euro für den Einsatz 
von Kontrollpersonal. Jüngste Entwick- 
lungen im  Bereich der »Social Media« 
verschärfen die Lage zunehmend. Mit- 
tels digitaler Medien und Technologien  
warnen sich organisierte Personen-
gruppen gegenseitig vor Ticket-
kontrollen auf bestimmten Bus- und 
Bahnlinien.

Der Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV) fordert deshalb eine 
Anhebung des erhöhten Beförderungs-
entgeltes (EBE). Dadurch sollen poten-
zielle »Schwarzfahrer« abgeschreckt 
werden. Ein europaweiter Vergleich 
zeigt, dass das EBE in Deutschland 
vergleichsweise günstig ist, so dass sich 
»Schwarzfahren« in Deutschland bei 
der heutigen Strafzahlung in Höhe von 
40,– Euro schon bei etwa 8 Fahrten  

im Regionalverkehr oder 16 Fahrten  
in der Stadt »lohnt«. Der VDV fordert 
im Einzelnen:

n eine Anhebung der Strafzahlungen 
für »Schwarzfahrer« von heute  
40,– Euro auf bis zu 60,– Euro.

n die Einführung einer Staffelung  
zur Abschreckung von notorischen 
»Schwarzfahrern«.

n die Festsetzung einer Strafzahlung 
für Wiederholungstäter auf bis zu 
20,– Euro.

Eine Initiative zur Überarbeitung  
der Vorschriften zum erhöhten 
Beförderungsentgelt kann u. a. vom 
 Bundesrat ausgehen, die von der  
 Bundesregierung unterstützt wird. 
Vertreter von Bund und Ländern haben 
bereits im »Bund-Länder-Fachaus-
schuss Straßenpersonenverkehr« erste 
Beratungen aufgenommen.

Detaillierte Vorschläge zur Überarbei-
tung des bestehenden Rechtsrahmens 
können beim VDV abgerufen werden.

Überarbeitung der Vorschriften  
zum EBE angelaufen

Deutschland 40

Niederlande (Amsterdam)

(Luxemburg)

38

Spanien (Madrid) 40

Tschechien (Prag) 2 - 40

Polen (Warschau) 34 - 43

UK (London) 60

Österreich (Wien)

80Finnland (Helsinki)

100

Dänemark (Kopenhagen) 100

Italien (Rom) 50 - 114

Schweden (Stockholm) 135

Luxemburg

Schweiz (Zürich) 70 - 160

35 - 160

Frankreich (Großraum Lyon) 45 - 180

Belgien (Brüssel) 100/200

Erhöhtes Beförderungsentgelt (EBE)
im europäischen Vergleich (in Euro)

Die dargestellten Preisspannen bzw.  Staffelungen 
haben in den einzelnen Ländern unterschied-
liche Gründe: So wird bspw. zwischen einem 
einmaligen Vorfall und wiederholtem Fahren 
ohne Fahrausausweis unterschieden. Ferner wird 
zwischen Fahrten mit ungültigem Ticket, ohne 
Ticket oder einem gefälschten Ticket unterschie-
den. Auch das sofortige Bezahlen an Ort und 
Stelle verringert in einigen Ländern die Höhe  
der Strafzahlung. 

Quelle: VDV-Recherche
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Schienengüterverkehr Kostenexplosion im deutschen 
Schienengüterverkehr

Kostenentwicklung beim Schienengüterverkehr

2003

2010

2015

83%

100%

127%

Kos
(je Zug-km)

tenbestandteile beim Schienengüterverkehr

17 %

19 %

28 %

Personalkosten,
Disposition,Verwaltung

2010
=100%

Entgelte für Nutzung
der Eisenbahninfrastruktur

Lärmmindernde 
Umrüstung der 

Güterwagen
Kosten für Nachrüstung

der Fahrzeuge mit 
einheitlichen europäischen 

Zugsicherungssystemen (ETCS)

20 %

Energiekosten

16 %

Gemeinsam mit den deutschen 
Güterbahnen ermittelte der Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV), dass die Aufwendungen für den 
Schienengüterverkehr in Deutschland 
auf Unternehmensseite gegenüber dem 
Jahr 200 bis 205 um etwa 27 Prozent 
steigen werden. Ursache für die stark 
zunehmenden Kosten sind verschiede-
ne Faktoren wie steigende Infrastruk-
turentgelte oder Nachrüstungskosten 
an Lokomotiven, die im Zuge der 
Harmonisierung der europäischen 
Zugsicherungssysteme anfallen. Ein 
besonders starker Anstieg ist vor allem 
bei den Energiekosten und bei den 
Kosten für die  lärmmindernde Umrüs-
tung der Güterwagen zu erwarten. 

Ausgehend vom Jahr 200 werden die
Schienengüterverkehrsunternehmen 
in der Prognose im Jahr 205 neun 
Prozent höhere Energiekosten und 
acht Prozent höhere Lärmminderungs-
kosten zu tragen haben. Diese Kosten-
entwicklungen werden in den nächsten 
Jahren die Wettbewerbsfähigkeit der 
Güterbahnen und Transportmärkte 
vor schwierige Herausforde rungen 
stellen. Auch die politisch gewünschten 
Verkehrszuwächse auf der Schiene sind 
hierdurch gefährdet. 

Der VDV und die deutschen Güter-
bahnen appellieren deshalb an Bund 
und Länder, dass

n Spielräume als Eigentümer  
von Infrastrukturunternehmen 
genutzt werden,

n eine angemessene Finanzierung 
der Eisenbahninfrastruktur 
sichergestellt wird,

n eine marktgerechte Ausgestaltung 
der europäischen Vorgaben für 
die Interoperabilität und deren 
Umsetzung gewährleistet wird. 

Die vollständigen Ergebnisse der 
Untersuchung hat der VDV in einem 
Positionspapier mit dem Titel »Der 
Schienengüterverkehr muss wettbe-
werbsfähig bleiben« zusammengefasst. 
Dies kann kostenlos unter www.vdv.de 
heruntergeladen werden.
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Personenbeförderungsgesetz (PBefG) PBefG-Novelle: Ball liegt im Spielfeld 
des Bundestages

3.8.2011

23.9.2011

1. Lesung: 19.1.2012

Bundestag

Vermittlungs-
ausschuss

Übermittlung über BReg 
mit deren Gegenäußerung

Beschluss Zustimmung

Anrufung

Änderungsvorschlag

Bundesrat

Zustimmung

kein 
Änderungsvorschlag

Beschluss

Bundesgesetzblatt

Keine Zustimmung

Keine Zustimmung

PBefG: Gesetzgebungsverfahren

Bundesregierung

Bundesrat

Bundesrat BundespräsidentBundestag

Eine Beschlussempfehlung des federführenden 
Verkehrsausschusses im Bundestag zur PBefG-
Novelle wird in Kürze erwartet. Die endgültige 
Zustimmung des Plenums (zweite/dritte Lesung) 
kann noch vor der parlamentarischen Sommer-
pause erfolgen. 
Für ein endgültiges Zustandekommen muss die 
Gesetzesnovelle vor dem Ende der Legislatur-
periode allerdings noch weitere Hürden nehmen 
– u. a. in einem zweiten Durchgang im Bundes-
rat, der die Vorlage der Bundesregierung bereits 
im letzten Jahr scharf kritisierte.

Zum Jahreswechsel wurde der Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung zur  Ände- 
rung personenbeförderungsrechtlicher 
Vorschriften nach einem ersten Durch-
gang im Bundesrat dem Bundestag zur 
Beratung und Beschlussfassung zugelei-
tet. Hiermit soll der Rechtsrahmen im 
Nahverkehr an europäische Vorgaben 
angepasst und auch der Marktzugang 
für den ÖPNV neu geregelt werden. 

In einer öffentlichen Anhörung im 
Bundestagsausschuss für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung am 29. Februar 
202 machte der Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen (VDV) seine 
Position nochmals deutlich: 

n Verständigung auf einen breiten 
Konsens zwischen Bund und 
Ländern sowie Kommunen und 
Unternehmen.

n Die Möglichkeit der direkten Vergabe  
von Verkehrsleistungen an kommuna- 
le Unternehmen muss entsprechend 
dem europäischen Rahmen klar 
und unmissverständlich im PBefG 
verankert werden. Ferner muss 
es möglich sein, kleinere Aufträge 
an mittelständische Unternehmen 
direkt zu vergeben, wie es die 

europäische Verordnung vorsieht.

n Der Nahverkehr bildet den Rahmen 
für eigenwirtschaftliche Verkehre. 
Dieser Rahmen muss – unter 
bestimmten Voraussetzungen – 
stärkere Verbindlichkeiten in 
Genehmigungsverfahren erhalten, 
damit die Kompetenzen der Akteure 
nicht aus dem Gleichgewicht geraten.

n Durch die im Regierungsentwurf für  
den Fernbus vorgesehene vollstän- 
dige Freigabe aller Busfahrten mit  
einer Reiseweite des Fahrgastes 
von mindestens 50 Kilometern sind 
erhebliche Verdrängungseffekte  
zu Lasten vorhandener Angebote  
des ÖPNV und des Eisenbahnfern-
verkehrs zu befürchten. 

n Neue Konzepte zur Stärkung  
des öffentlichen Verkehrs werden  
begrüßt. Vorhandene Eisenbahn-
strecken, die im Rahmen öffentlicher 
Daseinsvorsorge betrieben werden, 
dürfen aber nicht in Mitleidenschaft 
gezogen werden. 

n Der Nahverkehr auf Schiene und 
Straße muss hinreichend geschützt 
bleiben. 
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Tourismus Busse und Bahnen bleiben 
Tourismusmotor

Im August 2006 und März 2012 befragte Forsa  
im Auftrag des VDV 1 001 bzw. 1 005 Bundesbürger 
im Alter ab 14 Jahren zu ihrem Mobilitätsverhal-
ten bei einer »Städtereise« und ihrer Einstellung 
zu öffentlichen Verkehrsmitteln bei »Städte-
reisen«.

Jährlich verzeichnet die Tourismus-
wirtschaft neue Zuwächse und stellt 
eine der wichtigsten deutschen Wachs- 
tumsbranchen dar. In Deutschland steht  
die Tourismusbranche für eine Brutto-
wertschöpfung von fast 00 Milliarden 
Euro und beschäftigt 2,9 Millionen 
 Erwerbstätige. Städtereisen liegen 
 dabei voll im Trend: 50 Prozent der 
Deutschen reisen in diesem Jahr mehr-
mals als Touristen in eine deutsche 
Stadt. Das ist eine Zunahme von 5 Pro-
zent im Vergleich zu 2006. 

Deutlich über 70 Prozent nutzen dabei 
ganz bewusst öffentliche Verkehrs-
angebote, weil sich mit Bussen und 
Bahnen Städte besser erkunden lassen, 
Sehenswürdigkeiten einfacher errei-
chen lassen und man ohne Stau und 
Parkplatzsuche die wertvollste Zeit 
des Jahres besser genießen kann. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine neue Um-
frage, die im Auftrag des VDV im März 
202 von Forsa durchgeführt wurde. 
Über 50 Prozent der Befragten gaben 
ferner an, dass Busse und Bahnen die 
kostengünstige Alternative zum Auto 
seien. Bei einer Verschlechterung des 
Angebots im öffentlichen Verkehr 
würden über 40 Prozent der Befragten 
sogar weni ger Städtereisen unterneh-
men. Ein gut ausgebautes Angebot 
mit Bussen und Bahnen ist damit das 
Zugpferd für den Freizeit- und Frem-
denverkehr in deutschen Städten. 

Der Ausbau und Erhalt der Verkehrs-
infrastruktur ist für die Tourismuswirt - 
schaft somit von besonderer Bedeutung.  
Bereits heute reichen die Finanzmittel  
jedoch nicht aus. So fehlen allein für den  
Substanzerhalt der bestehenden 
 ÖPNV-Infrastruktur jedes Jahr 330 Mil- 
lionen Euro. Auch der Blick auf die 
kommen den Monate und Jahre zeigt, 
dass unsichere Zeiten bevorstehen:

n Bund und Länder sind vor dem 
Hintergrund der damaligen 
Förderalismusreform gegenwärtig 
angehalten, die zukünftige Höhe 
der öffentlichen Mittelzuweisung 
für den Neu- und Ausbau sowie 
für die Grunderneuerung der 
Verkehrsinfrastruktur für den 
Zeitraum 204 bis 209 zu prüfen 
bzw. neu zu ordnen. 

n Bereits ab dem . Januar 204 soll 
die verkehrliche Zweckbindung der 
sog. Entflechtungsmittel entfallen, 
so dass die Länder diese Mittel 
auch für andere investive Zwecke 
ausgeben können. 

n Ab 2020 ist schließlich 
vorgesehen, den bestehenden 
Finanzierungsmechanismus 
vollständig auf Null zurückzu- 
fahren.
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Der Verband Deutscher Verkehrs-
unternehmen (VDV) ist der Branchen - 
verband für den Öffentlichen Personen- 
verkehr und den Schienengüterver-
kehr. Seine rund 600 Mitglieder sind 
Verkehrsunter nehmen, Verbünde und 
Aufgaben trägerorganisationen. 

Täglich ersetzen Busse und Bahnen 
über 8 Millionen Autofahrten und 
77 000 voll beladene Lkw. So sorgen 
der VDV und seine Mitgliedsunterneh-
men dafür, dass Deutschland nachhaltig 
mobil bleibt.
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Norbert Mauren
Referent für politische Kommunikation
Verband Deutscher  
Verkehrsunternehmen (VDV)
Leipziger Platz 8, 07 Berlin
Telefon: 030 399932-7, Fax: -5
E-Mail: mauren@vdv.de  
Internet: www.vdv.de
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Sie sich über mauren@vdv.de gerne  
für den elektronischen Versand an.

Ihr Ansprechpartner 


